
Vorschläge und Appelle zur Wiedervereinigung

übernehmen könnte. So würde die Bildung eines Gesamt­
deutschen Konstituierenden Rates sofort die Voraussetzung 
für die unverzügliche Aufnahme der Beratungen zum Ab­
schluß eines Friedensvertrages schaffen, und gleichzeitig 
könnte der Rat die Vorbereitungen zur Regierungsbildung 
treffen.“

„Von diesem Willen der friedliebenden Bevölkerung aus­
gehend, unterbreitet die Regierung der Deutschen Demo­
kratischen Republik) der Regierung der Bundesrepublik den 
Vorschlag, Besprechungen über die Bildung eines Gesamt­
deutschen Konstituierenden Rates zwischen den beiden Re­
gierungen aufzunehmen. Wir schlagen vor, daß dazu von 
jeder Regierung sechs Vertreter ernannt werden. Über Ort 
und Zeit könnte zwischen den Staatssekretären der Minister­
präsidenten eine Verständigung erfolgen.“

30. 1. 1951
Regierungserklärung des Ministerpräsidenten der Deutschen 

Demokratischen Republik vor der Volkskammer zur Ablehnung 
Adenauers, gesamtdeutsche Verhandlungen aufzunehmen:

.. man soll im Westen Deutschlands wissen, daß wir 
bereit sind, auch schon vor der Herbeiführung der Einheit 
Deutschlands über die Stärke der Polizei, über ihren Charak­
ter und über ihre Bewaffnung im Osten und selbstverständ­
lich auch im Westen Deutschlands zu sprechen.“

„Während Herr Adenauer die Wahlen als die Sache der 
Besatzungsmächte betrachtet, sind wir der Meinung, daß die 
Vorbereitung und Durchführung freier, geheimer, gesamt­
deutscher Wahlen eine Angelegenheit unseres eigenen Vol­
kes ist.“

30. 1. 1951
Appell der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Re­

publik an den Bundestag zur Herbeiführung von Beratungen der 
beiden deutschen Parlamente über die Bildung eines Gesamt­
deutschen Konstituierenden Rates:

„Die Volkskammer der Deutschen Demokratischen Repu­
blik schlägt dem Bundestag der Bundesrepublik Deutschland 
vor, daß zur Beratung der praktischen Fragen der Einbe­
rufung des Gesamtdeutschen Konstituierenden Rates jedes 
der beiden Parlamente eine gleiche Anzahl Vertreter be­
nennt, die möglichst bald die Verhandlungen in Berlin auf­
nehmen können. Über den Zeitpunkt der Zusammenkunft 
dieser Vertreter köpnten sich die Präsidenten der beiden 
Parlamente verständigen.“
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